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Drucksache Nr. 1879 


Antrag 

der Abgeordneten Degener, Richter (Frankfurt), Determann und Genossen 


Der Bundestag wolle besdiließen, dem folgenden Gesetzentwurf seine Zustimmung zu erteilen ; 

Entwurf eines Gesetzes 

über den werktäglichen Ladenschluß 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 
Artikel I 

Die §§ 22 und 23 der Arbeitszeitordnung vom 30. 
April 1938 (ReichsgesetzbL I S. 447) erhalten folgende 
Fassung: 

nS 22 

Offene Verkaufsstellen 

(1) Offene Verkaufsstellen jeder Arl, mit Ausiialnne der 
Apotheken und der Tankstellen, müssen von neunzehn 
bis sieben Uhr für den geschäftlichen Verkehr ge- 
scJilossen sein, sofern nicht von den Obersten Landes- 
behörden ein früherer Schluß der Verkaufszeiten fest- 
gelegt wird. Die beim Ladenschluß anwesenden Kunden 
dürfen noch bedient werden. 

(2) An Samstagen, mit Ausnahme des ersten Samstages 
im Monat, und am 24. Dezember müssen offene Ver- 
kaufsstellen, abweichend von der Vorschrift in Absatz 1 
Satz 1, bereits ab vierzehn Uhr für den gepchäftlichen 
Verkehr geschlossen sein; fällt der erste Samstag im 
Monat auf einen gesetzlichen Feiertag, dürfen die Ver- 
kaufsstellen am darauffolgenden Samstag Dis neunzehn 
Lhr geöffnet sein. Die Vorschriften des Satzes 1 gelten 
nicht für Apotheken, Tankstellen und am 24. Dezember 
außerdem für den Handel mit Weihnachtsbäumen. 

(3) Die örtliche Polizeidienststelle kann für jährlicli 
höchstens zwanzig Tage, davon höchstens vier Samstage, 
jedorJi nicht für den ersten Samstag im Monat, längere 
Öffnungszeiten bewilligen, die an Samstagen spätestens 
um neunzehn Uhr, an den übrigen Werktagen späte- 
stens um einundzwanzig Uhr enden müssen. 

(4) Vor sieben Uhr, jedoch nidit vor fünf Uhr, dürfen 
Lebensmittelgeschäfte nach näherer Bestimmung der 
örtlichen Polizeidienststelle geöffnet sein. 


(5) Die örtlichen Polizeidieiiststellen haben vor der 
Bewilligung von Ausnahmen nach den Absätzen 3 
und 4 die Äußerung des Gewerbeaufsichtsamtes ein- 
zuholen und ihm die erteilte Ausnahmebewilligung in 
Abschrift mitzuteilen. Hält das Gewerbeaiifsichtsamt 
die Ausnahmebewilligung für nicht vereinbar mit dem 
Schutz der .Arbeitnehmer, so hat es unverzüglich die 
Entscheidung des für den Arbeitsschutz zuständigen 
Landesministers herbeizuführen. 

(6) Die vorstehenden Vorschriften gelten auch für den 
Einzelhandel, auf Wochenmärkten und in den Markt- 
hallen. 

(7) Die Vorschriften der Absätze 1 bis 5 finden keine 
Anwendung auf den Verkauf von Waren aus selbst- 
tätigen Verkaufseinrichtungen (Warenautomaten), die 
von dem Inhaber einer zum dauernden Betrieb ein- 
gerichteten offenen Verkaufsstelle in räumlichem Zu- 
sammenhang mit dieser aufgestellt und in denen nur 
Waren feilgehoten werden, die auch in der offenen Ver- 
kaufsstelle selbst geführt werden. Die Wartung der 
Warenautomaten darf nur innerhalb der nach den Ab- 
sätzen 1 bis 5 für den Verkauf aus offenen Verkaufs- 
stellen an Werktagen allgemein zulässigen Zeiten er- 
folgen. Der Bundesminister für Arbeit wird ermächtigt, 
im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Wirt- 
schaft und mit Zustimmung des Bundesrates Rechts- 
verordnungen zur Durchführung der Sätze 1 und 2 zu 
erlassen, die den Verkauf aus Warenautomaten während 
der Ladenschlußzeiten näher regeln; sie können ins- 
besondere bestimmte Arten von Verkaufsstellen oder 
Waren von dem Verkauf aus Warenautomaten aus- 
schließen. 

(8) Zu den offenen Verkaufsstellen im Sinne der vor- 
stehenden Vorschriften gehören audi, falls nicht in 
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begründeten Ausnahmef&llen auf Antrag der Eisenbahn- 
direktion der für den Arbeitsschutz zuständige Landes- 
minister etwas anderes anordnet, Bahnhofsverkaufs- 
stellen, soweit sie eine Verkaufstätigkeit außerhalb der 
Bahnsteigsperre ausüben. 

§ 23 

Sonstige Verkaufsstellen 

Während der Zeit, in der nach § 22 die Verkaufs- 
stellen geschlossen sein müssen, ist das Feilbieten von 
Waren auf öffentlichen Wegen, Straßen, Plätzen oder 
anderen Öffentlichen Orten oder ohne vorherige Be- 
stellung von Haus zu Haus im stehenden Gewerbe- 
betriebe sowie im Gewerbebetriebe im Umherziehen 
(Gewerbeordnung § 42 b Absatz 1 Nr. 1 und § 55 
Absatz 1 Nr. 1) verboten. Ausnahmen können von der 


Örtlichen Polizeidienststelle zugelassen werden. Der 
Bundesminister für Arbeit kann mit Zustimmung des 
Bundesrates über die Voraussetzungen und Bedingungen 
für die Zulassung von Ausnahmen nähere Bestimmungen 
erlassen.” 

Artikel 11 

(1) Dieses Gesetz tritt eine Woche nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 

(2) Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes treten die 
Verordnung über den Ladenschluß vom 21. Dezember 
1939 (Reichsgesetzbl. I S. 2471) in der Fassung der 
Verordnung vom 9. Januar 1942 (Reichsgesetzbl. 1 
Seite 24), die auf Grund dieser Verordnung ergangenen 
Anordnungen außer Kraft. 


Bonn, den 3. Februar 1951 


Degener Richter (Frankfurt] Detennann 

Arndgen Frau Döhring Willenberg 

Hom Frau Kipp-Kaule 

Ehren Ludwig 

Keuning 
Bühm 
Bergmann 
Frau Korspeter 
Dannebom 
Freidhof 
Pohle 
Stoppericb 
Frau Krahnetöver 
Frau Strobel 
Meyer (Bremen) 

Steinhörster 
Frau Albredit 
Frau Keilhack 
Frau Lockmann 
Frau Nadig 
Frau Scfaanzenbach 
Wönner 
Troppenz 



